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Bebauungsplan "Industrie- und Gewerbepark DYN A 5"
hier: Beschluss des Gemeinderats zu den eingegangenen Stellungnahmen aus der

frühzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit und der Träger öffentlicher Belange sowie
Billigung des Planentwurfs und Beschluss zur öffentlichen Auslegung und Beteiligung
derTrägeröffentlicherBelange

Sehr geehrter Herr Verbandsvorsitzender Bürgermeister Meü, .&>z,211./ (..P/&t..ö2d'/

in der Sitzung der Verbandsversammlung des Zweckverbands DYN A 5 am 01.08.2017 soll der
nächste formale Beschluss im o.g. Bebauungsplanaufstellungsverfahren gefasst werden.

Sowohl der Ortschafts- als auch der Gemeinderat haben sich mit der Abwägung zu den
eingegangenen Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit und der
Träger öffentlicher Belange sowie mit dem Bebauungsplanentwurf auseinandergesetzt.

Der Empfehlungsbeschluss des Ortschaftsrats und der Beschluss des Gemeinderats beinhalten die
Weisung an die Mitglieder der Stadt Mahlberg in der Verbandsversammlung, entsprechend der
Beschlusslage der Stadt Mahlberg abzustimmen.

Der Gemeinderat der Stadt Mahlberg hat am 24.07.2017 nachfolgendes beschlossen

a) Dem Beschlussvorschlag der Zweckverbandsverwaltung, der das Abwägungsergebnis nach
der frühzeitigen Beteiligung dokumentiert, wird nicht zugestimmt; die Abwägung
berücksichtigt nicht die von der Stadt Mahlberg mit Schreiben vom 16.12.2014
vorgebrachten Bedenken und Anregungen und die von ihr aufgeworfenen Fragen zum
Bebauungsplanvorentwurf und zu den Gutachten.

Des Weiteren wurden die mit Schreiben der Stadt Mahlberg vom 04.03.2015 aufgeworfenen

Fragen. die Aufgabenstellung und das Gutachten von iMA Richter & Röckle zur
Luftschadstoffbelastung (TA-Luft) betreffend nicht ausreichend geprüft und schon gar nicht
ausreichend beantwortet.
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b) Der aktuelle Bebauungsplanentwurf wird nicht gebilligt und eine Überarbeitung wird
gefordert. Der Entwurf wird aus folgenden Gründen abgelehnt:

l Das Lärmproblem, das sich aus der Genehmigung des Betriebs der ehemaligen Firma
German Pellets ergibt, soll über die Lärmkontingentierung, die das Büro Kohnen im
Gutachten erarbeitet hat. nicht im Bebauungsplangebiet selbst gelöst, sondern in die
nördlich angrenzenden Gewerbegebiete der Gemarkung Mahlberg-Orschweier verlagert
werden. So müssen die Gewerbebetriebe in den Gewerbegebieten Orschweier. in denen
bereits lange vorher Betriebsleiterwohnungen zulässig waren bzw. die Schutzbedürf:Eigen

selbst und auf eigene Kosten die Nutzungskonflikte lösen.

Für eine sachgerechte Abwägung wäre es u.E. erforderlich zu ermitteln, wie die neue
Lärmkontingentierung aussehen müsste, damit in den angrenzenden Gewerbegebieten
des Stadtteils Orschweier die Nachtwerte der TA-Lärm eingehalten werden.

Die IJberschreitung der Gesamtbelastung des nächtlichen Immissionsrichtwerts von 50
dB(A) und der Gesamtbelastung bis zu 1,2 dB(A) im Gewerbegebiet Orschweier wird
vom Gutachter als geringfügig und fachlich vertretbar eingestuft; dies wird von uns nicht
mitgetra gen .

Das Lärmproblem ist dort zu lösen. wo es entstanden ist und zwar im
Zweckverbandsgebiet DYN A 5; dies würde der Verpflichtung zur sachgerechten
Bewältigung des Lärmkonflikts im Rahmen der Abwägung Rechnung tragen. Beim
Lärmkontingent für das Firmengelände (ehem. Fa. German Pellets) ist, wie dies die
Petition auch empfiehlt, die Schallleistung um 3 dB(A) abzusenken. Auf dieser Basis ist
die Lärmkontingentierung für das Bebauungsplangebiet neu zu berechnen bzw.
vorzunehmen.

Sollte die Irrelevanzregelung auch auf das Gebiet Rittmatten lll (zwar noch nicht im
FNP, aber gehört zum ZV-Gebiet) angewandt werden, wird es zu nachteiligen
Auswirkungen auf die Gesamtlärmsituation im Stadtteil Orschweier kommen. Deshalb
gilt es bereits jetzt, wo auch für das geplante Bebauungsplangebiet das
Irrelevanzkriterium angewandt wird, Rittmatten 111 in die Gesamtlärmbetrachtung
einzubeziehen bzw. jetzt schon zu berücksichtigen.

2 Die vertragliche Zusage von Lärmkontingenten in den Verträgen ist u.E. keine
ausreichende Grundlage für die Abwägung und für Festsetzungen im Bebauungsplan.

3 Die Übertragbarkeit von Lärmkontingenten sowie die Möglichkeit von
Zusatzkontingenten (mit Richtungssektoren) wird entsprechend der bisherigen Position
der Stadt Mahlberg abgelehnt, weil deren Übertragung und Einhaltung nicht
kontrollierbar ist und somit das Problem auf das bau- oder immissionsschutzrechtliche

Genehmigungsverfahren verlagert bzw. verschoben wird. Somit ist die Einhaltung nach
unserem Dafürhalten nicht ausreichend kontrollierbar.

Die Problembewältigung erfolgt nicht im Interkommunalen Zweckverbandsgebiet DYN A
5 selbst, sondern wird auf den Planvollzug und damit das Bauantragsverfahren
verschoben.
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4 Eine 2. Produktionslinie ist nach dem Bebauungsplan-Entwurf nicht ausgeschlossen,

auch nicht auf den Flächen des Zweckverbandsgebiets, die derzeit erstmalig überplant
werden und sich heute noch im Außenbereich befinden. Dort wird erstmalig
Planungsrecht geschaffen, und wenigstens dort wäre ein Ausschluss störender
Anlagentypen möglich.

Der Ausschluss einer 2. Produktionslinie wäre im Hinblick auf den Vorsorgegedanken
(der Gutachter ist auf den Vorsorgegedanken gar nicht eingegangen) i.S. Lärm, Staub
und Geruch erforderlich. Wir fordern deshalb Festsetzungen zur Lösung der Staub- und
Geruchsproblematik.

Die Fragen der Stadt zum Umfang, Inhalt und zum Prüfauftrag des Gutachtens, die wir
mit Schreiben vom 04.03.2015 vorgetragen haben, sind nicht aufgegriffen oder
gutachterlich geprüft worden.

Wir fordern deshalb den Ausschluss störender Anlagentypen nach Maßgabe näherer
Untersuchungen und aus Gründen des besseren Immissionsschutzes.
Wir weisen darauf hin, dass das Gutachten zum Ergebnis kommt, dass auch bei
vollständiger Aufsiedlung des Gewerbe-/Industriegebiets der zulässige Immissionswert
durch die Stickstoffdioxidbelastung (NO2) nur knapp eingehalten werden kann. Dem
Vorsorgegedanken ist damit nicht Rechnung getragen.

Bei den Geruchswerten zeigt sich ebenfalls eine Überschreitung der Emissionswerte
nördlich bzw. nord-östlich des Pelletswerks.

5 Es fehlt an einer gerichtsfesten städtebaulichen Begründung zum Ausschluss der A 3-
und A 4-Holzverbrennung; dieser Ausschluss wird von der Stadt Mahlberg begrüßt.
allerdings gibt es keine ausreichende Begründung hierzu. Das Gutachten muss an dieser
Stelle nachgearbeitet werden.

6 Des Weiteren wird die Überarbeitung von Formulierungen und Textpassagen im Entwurf
wie folgt gefordert:

a) Bei den sonstigen Festsetzungen zum 'gema Einzelhandel sollte die

missverständliche Formulierung "nicht Gegenstand des Bebauungsplans" zu Gunsten
der Formulierung von "unzulässig sind" überarbeitet werden.

b) Statt Firsthöhe ist die Gebäudehöhe festzusetzen; besser wäre evtl. sogar die Höhe
der baulichen Anlagen.

c) Der untere Bezugspunkt für die Höhenbemessung ist eindeutig zu bestimmen

d) Die Zuordnungsfestsetzung (Z 12.0) i.S. Ausgleichsmaßnahmen ist zu überarbeiten

bzw. zu präzisieren und genügt derzeit u.E. nicht den rechtlichen Anforderungen.

e) Die im Entwurf ausgewiesenen privaten Grünflächen südlich des ehemaligen Betriebs
der Firma German Pellets können hoheitlich nicht durchgesetzt werden. Dies müsste
ggf. über einen Vertrag geregelt werden.
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Aus den v.g. Gründen kann nach Ansicht der Stadt Mahlberg die Offenlage nicht beschlossen
werden. Sowohl der Entwurf der textlichen Festsetzungen als auch die beiden Gutachten sind
zu überarbeiten.

Bevor der Bebauungsplan in die Offenlage geht, sollte mit der Firma Rettenmaier ein Gespräch

geführt werden, um zu eruieren. ob eine Selbstbeschränkung im Betriebsablauf und der
Betriebsentwicklung akzeptiert wird .

Es zeigt sich nunmehr, dass es der Sache nicht dienlich war, die von der Stadt Mahlberg
vorgetragenen und formulierten Fragen im Rahmen der Gutachtenserstellung abschließend nicht
zu prüfen und auch fachlich darzulegen.

Es ist,davon
deut

d Basis t

auszugehen. dass der Bebauungsplanentwurf in der jetzt vorgelegten Form vom
der Stadt Mahlberg nicht mitgetragen werden kann und ein Satzungsbeschluss auf

möglich ist.

t [eyndlji en

g
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Bürgermeister











 
 

 

 

 

REGIERUNGSPRÄSIDIUM FREIBURG 
LANDESAMT FÜR GEOLOGIE, ROHSTOFFE UND BERGBAU 

 
 

TöB-Stellungnahmen des LGRB 
Merkblatt für Planungsträger 

 
Stand: 28. Oktober 2015 

 
 
Das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau im Regierungspräsidium (LGRB) 
nutzt für die Erarbeitung der Stellungnahmen zu Planungsvorgängen, die im Rahmen 
der Anhörung als Träger öffentlicher Belange (TöB) abgegeben werden, einen digi-
talen Bearbeitungsablauf (Workflow). Um diesen Workflow effizient zu gestalten und die 
TöB-Planungsvorgänge fristgerecht bearbeiten zu können, bittet das LGRB um Beachtung 
der folgenden Punkte: 
 
1. Übermittlung von digitalen Planflächen (GIS-Daten/Geodaten) 
 
Bitte übermitteln Sie uns die digitalen, georeferenzierten Planflächen, damit wir diese in 
unser Geographisches Informationssystem einbinden können. Dabei reichen die 
Flächenabgrenzungen aus. Günstig sind das Shapefile-Format und das Koordinaten-
system Gauss-Krüger 3. Falls diese Formate nicht möglich sein sollten, können Sie Daten 
auch im AutoCAD-Format (dxf- oder dwg-Format) oder einem anderen gängigen 
Geodaten- bzw. GIS-Format übermitteln. 
 
Bitte übermitteln Sie Datensätze (bis max. 12 MB Größe) per E-Mail an 
abteilung9@rpf.bwl.de. Größere Datensätze bitten wir auf einer CD zu übermitteln.  
 
 
2. Übermittlung von Planunterlagen in digitaler Form 
 
Bitte übermitteln Sie die Planunterlagen sowie Ihre Entscheidungen (Abwägungsergebnis-
se, Entscheidungen zu Genehmigungsverfahren, Raumordnungsbeschlüsse usw.) in digi-
taler Form oder stellen Sie diese zum Download im Internet bereit.  
 
Ergänzend bitten wir Sie, uns bei Flächennutzungsplanverfahren, die die Gesamtgemar-
kung der Gemeinde/VVG/GVV betreffen, zusätzlich den Planteil in Papierform zuzusen-
den.  
 
 
3. Dokumentation der Änderungen bei erneuter Vorlage 
 
Bei erneuter Vorlage von Planvorhaben bitten wir Sie, die eingetretenen Veränderungen 
gegenüber der bisherigen Planung deutlich kenntlich zu machen (z. B. als Liste der 
Planänderungen). 
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4. Einheitlicher E-Mail-Betreff 
  
Bitte verwenden Sie für alle E-Mail-Schreiben an das LGRB betreffend TÖB-Stellung-
nahmen als Betreff an erster Stelle das Stichwort TÖB und danach die genaue Be-
zeichnung Ihrer Planung. 
 
 
5. Hinweis auf Datenschutz 
 
Sämtliche digitalen Daten, die an das LGRB im Rahmen der TÖB-Bearbeitung übermittelt 
werden, werden ausschließlich LGRB-intern verwendet und nicht an Dritte weitergegeben. 
 
 
Allgemeine Hinweise auf Informationsgrundlagen des LGRB 
 
Die Stellungnahmen des LGRB als Träger öffentlicher Belange basieren u. a. auf den  
Geofachdaten der geowissenschaftlichen Landesaufnahme. Das LGRB ist darauf ange-
wiesen, dass neue Erkenntnisse, die sich aus Planungsvorgängen ergeben, dem LGRB 
gemeldet werden: 
 
1. Bohranzeigen und Bohrungsdatenbank 
 
Für Bohrungen besteht eine gesetzliche Anzeigepflicht gemäß §4 Lagerstättengesetz 
beim LGRB. Hierfür steht eine elektronische Erfassung unter  
http://www.lgrb-bw.de/informationssysteme/geoanwendungen/banz   zur Verfügung. 
 
Die landesweiten Bohrungsdaten können im Internet unter folgenden Adressen abgerufen 
werden:  

 Als Tabelle: http://www.lgrb-bw.de/bohrungen/aufschlussdaten/adb 
 Als interaktive Karte: http://maps.lgrb-bw.de/?view=lgrb_adb  
 Als WMS-Dienst: http://services.lgrb-bw.de/index.phtml?REQUEST=GetCapabilities 

&VERSION=1.1.1&SERVICE=WMS&SERVICE_NAME=lgrb_adb  
 
 

2. Geowissenschaftlicher Naturschutz 
 
Für Belange des geowissenschaftlichen Naturschutzes verweisen wir auf unser Geotop-
Kataster. Die Daten des landesweiten Geotop-Katasters können im Internet unter folgen-
den Adressen abgerufen werden:  

 Als interaktive Karte: http://maps.lgrb-bw.de/?view=lgrb_geotope  
 Als WMS-Dienst: http://services.lgrb-

bw.de/index.phtml?REQUEST=GetCapabilities&VERSION=1.1.1&SERVICE=WMS 
&SERVICE_NAME=lgrb_geotope  

 
Eine Übersicht weiterer im Internet verfügbarer Kartengrundlagen des LGRB kann im In-
ternet unter folgender Adresse abgerufen werden: 
http://lgrb-bw.de/informationssysteme/geoanwendungen  
 
Für weitere Fragen oder Anregungen stehen wir unter der E-Mail-Adresse: abtei-
lung9@rpf.bwl.de gerne zur Verfügung.  Die aktuelle Version dieses Merkblatts kann im 
Internet unter folgender Adresse abgerufen werden: http://lgrb-
bw.de/download_pool/rpf_lgrb_merkblatt_toeb_stellungnahmen.pdf  
 
Wir bedanken uns für Ihre Unterstützung! 
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���	����������- und Gewerbepark DYNA 5� des Zweckverbandes 
Gewerbepark Ettenheim/Mahlberg 
Offenlage nach § 4 Abs. 2 BauGB 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
mit Schreiben vom 10.08.2017 wurden wir über die beabsichtigte Aufstellung des Bebauungs-
plans informiert. 
Gleichzeitig erhielten wir Gelegenheit Stellung zu nehmen. 
 
Im Einzelnen nehmen wir zu dem o.g. Bebauungsplan wie folgt Stellung: 
 
I. Baurechtsamt 
Ansprechpartner: Herr Manz    Telefonnummer: 0781 805 1221 
 
der Bebauungsplan entwickelt sich aus einem genehmigten Flächennutzungsplan. Gemäß § 10 
Abs. 2 BauGB ist der Bebauungsplan nicht genehmigungspflichtig. 
 
Wir bitten, uns nach der ortsüblichen Bekanntmachung zwei Fertigungen der Unterlagen (Sat-
zung, Begründung, Bebauungsvorschriften und dazugehörige Pläne) sowie einen Nachweis 
über die Bekanntmachung vorzulegen. 
 
Es werden folgende Anregungen vorgebracht: 
 
Bauplanungsrechtliche Festsetzungen: 
Ziffer 9.1: Danach sind auch für Änderungen von Gebäuden die Vorgaben der Ziffer 9.1. einzu-
halten. Es stellen sich u.a. folgende Fragen: gilt dies auch für baurechtlich genehmigungsfreie 
Änderungen? Wenn z.B. eine bauliche Erweiterung einer Halle beabsichtigt ist und sich in die-
ser Halle auch schutzbedürftige Räume, allerdings räumlich weit entfernt, befinden, auf die die 
bauliche Änderung keinen Einfluss hat, müssen in solchen Fällen ebenfalls die Vorgaben für die 
schutzbedürftigen Räume erfüllt werden? 
 

 
 
 
 
Planungsbüro Fischer 
Günterstalstraße 32 
79100 Freiburg 
 
 
 

Baurechtsamt 
Badstraße 20 � 77652 Offenburg 
 

Servicezeiten: Mo. - Fr. 08:30 - 12:00 Uhr 
 Do. 13:00 - 18:00 Uhr 
 

Ihr Zeichen:       
Ihre Nachricht vom:       

Unser Zeichen: P2014119/8 
Unsere Nachricht vom:       
 

Bearbeiter: Herr Manz 
Zimmer: 243 A 
Telefon: 0781 805 1221 
Telefax: 0781 805 9633 
E-Mail: stephan.manz@ortenaukreis.de 
 
Datum: 10.10.2017 
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Ziffer 12.0: Danach sind externe Ausgleichsmaßnahmen geplant. Diese sind dauerhaft rechtlich 
zu sichern. 
 
Begründung: 
Ziffer 4.2: Dort sollte erwähnt werden, dass als Maß der baulichen Nutzung auch die Firsthöhe 
festgesetzt wird. 
Wir regen an zu überprüfen, ob durch die Festsetzung die nach § 17 BauNVO maximal zulässi-
ge Geschossflächenzahl rechnerisch überschritten werden kann. Sollte dem so sein, sollte die 
maximal zulässige Geschossflächenzahl nach BauNVO festgesetzt werden, da andernfalls der 
Bebauungsplan unwirksam ist. 
 
Aussagen zu Lärm, Geruch und Staub: Ob die hier getroffen Annahmen und sich daraus erge-
benden Festsetzungen den fachlichen und rechtlichen Erfordernissen entsprechen, entnehmen 
Sie der Stellungnahme des Amts für Gewerbeaufsicht, Immissionsschutz und Abfallrecht.  
Unter Ziffer 5.12, oben, wird ausgesagt, dass es aus Sicht des Schallschutzes auf der Ebene 
der Bauleitgenehmigung möglich wäre, Vorgaben zur konkreten Verortung der Wohnungen  
oder zur Orientierung von zu öffnenden Fenster der schutzbedürftigen Räume dieser Wohnun-
gen zu treffen. Diese Flächen liegen außerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans 
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ermittelten Überschreitungen der zulässigen Immissionsrichtwerte. Hier sollte noch die Aussage 
erfolgen, dass auf Grund der dort genannten Gründe von der in Ziffer 5.12. beschriebenen Mög-
lichkeiten von Festsetzungen (konkrete Verortung und nicht zu öffnende Fenster) kein Ge-
brauch gemacht werden muss bzw. keine solche Festsetzungen in anderen Bebauungsplänen 
für die Rechtmäßigkeit des B
���������������������	
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sind. 
 
Ziffer 6.0, Geruch: Dort im letzten Satz erwähnt, dass, sofern sich ein geruchsintensiver Betrieb 
ansiedeln oder das Pellet-Werk seine Produktionsleistung erhöhen möchte, eine Prüfung der 
Einhaltung der entsprechenden Werte im Genehmigungsverfahren zu erfolgen hat. Es könnte 
darüber nachgedacht werden, ob dieser Aspekt als Hinweis ö.ä. in den Bebauungsplan mitauf-
genommen werden könnte/ sollte. 
 
II. Vermessung und Flurneuordnung 
 
untere Vermessungsbehörde: 
Ansprechpartnerin: Frau Haug   Telefonnummer: 0781 805 1852 
 
Die zeichnerische Darstellung und die Bezeichnung der Flurstücke im Geltungsbereich des Be-
bauungsplans stimmen mit dem Liegenschaftskataster nicht mehr überein. 
Mehrere Flurstücke wurden durch Zerlegungen verändert. Dem Bebauungsplan sollte ein aktu-
eller Auszug aus dem Liegenschaftskataster zu Grunde gelegt werden. 
Sonstige Bedenken oder Anregungen  bestehen nicht. 
 
untere Flurneuordnungsbehörde: 
Ansprechpartnerin: Frau Benz   Telefonnummer: 0781 805 1920 
 
Das Plangebiet liegt nicht innerhalb eines laufenden oder geplanten Flurneuordnungsverfah-
rens. Es bestehen keine Bedenken oder Anregungen. 
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III. Amt für Landwirtschaft 
Ansprechpartnerin: Frau Ganter   Telefonnummer: 0781 805 7196 
 
Das Planungsgebiet grenzt an bereits bestehende Industrie- bzw. Gewerbegebiete der Stadt 
Mahlberg im Nordwesten bzw. der Stadt Ettenheim im Nordosten an. Im Osten wird das Gebiet 
durch die Bahntrasse, im Süden durch landwirtschaftlich genutzte Flächen und im Westen 
durch die Autobahn A 5 begrenzt. Es soll als Gewerbegebiet (GE) und Industriegebiet (GI) aus-
gewiesen werden. Der Geltungsbereich umfasst eine Fläche von 31,76 ha. Innerhalb dieses 
Bereichs befinden sich derzeit neben betrieblichen auch landwirtschaftlich genutzte Flächen. 
Dabei handelt es sich um Flächen bester Bodenqualität der Vorrangflur Stufe I.  
Diese hochwertigen und ackerfähigen Böden sind laut Regionalplan 1995 (1.6) zur Erfüllung 
ihrer vielfältigen ökonomischen, ökologischen und sozialen Aufgaben für die Landwirtschaft zu 
erhalten und zu sichern. Landbauwürdige Flächen dürfen nur soweit als es überwiegend öffent-
liche Belange erfordern und nur in unbedingt notwendigem Umfang für Siedlungen und sonstige 
bauliche Anlagen in Anspruch genommen werden (3.0.2.1).  
Die Standorte des Rheintals mit ihrer ebenen Lage, guten Böden und optimaler Wasserversor-
gung sind die Orte, die eine weitgehend ressourcenschonende Produktion von hochwertigen 
Nahrungsmitteln und nachwachsenden Rohstoffen mit hohen Ertragssicherheiten in der Region 
bieten. Der Schutz und der Erhalt des fruchtbaren Ackerlandes liegen im Interesse der Allge-
meinheit. Insofern bedauern wir, dass mit der Ausweisung neuer Planungsgebiete und der ein-
hergehenden Bebauung weitere landwirtschaftliche Flächen verloren gehen. 
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mais- und Sojabohnenanbau) und als Grünland nutzen. Eine Existenzgefährdung liegt durch 
den Flächenentzug nicht vor. Jedoch wird jeder Flächenverlust die Betriebe schwächen. Des-
halb sind bei Bedarf den Bewirtschaftern gleichwertige Ersatzflächen zuzuweisen. 
 
Laut unseren Unterlagen sind die dargelegten Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen bereits um-
gesetzt. 
 
Weitere Anregungen und Bedenken werden aus landwirtschaftlicher Sicht nicht geäußert. 
 
IV. Amt für Waldwirtschaft 
Ansprechpartner: Herr Kaiser    Telefonnummer: 0781 805 7156 
 
Die forstfachliche Prüfun������������������!��������'����������������- und Gewerbepark 
������������(��
#����������)������'��#�*�������	+,��������������"������#�����-������n-
spruchnahmen von Flächen im Sinne von § 2 LWaldG vorgesehen sind und auch keine Wald-
flächen tangiert werden.  Aus forstfachlicher Sicht bestehen deshalb keine Einwände.  
 
V. Straßenverkehr und ÖPNV 
Ansprechpartnerin: Frau Parpart    Telefonnummer: 0781 805 1348 
 
Die Erschließung des Plangebietes erfolgt über einen Kreisverkehr mit Anbindung an die L103. 
Aus verkehrsrechtlicher Sicht erheben wir keine Einwände gegen die geplante Erschließung.  
Die Straßenbreite ist für Begegnungsverkehr LKW/LKW ausreichend bemessen. Der Gehweg 
ist mit 1,50 m Breite ebenfalls ausreichend bemessen.  
Wir empfehlen bei den planungsrechtlichen Festsetzungen einen Hinweis auf das Freihalten 
von Sichtdreiecken an Kreuzungen aufzunehmen. 
Des Weiteren bestehen keine Anregungen und Bedenken aus verkehrsrechtlicher Sicht. 
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VI. Amt für Gewerbeaufsicht, Immissionsschutz und Abfallrecht 
Ansprechpartner: Herr Rieder  Telefonnummer: 0781 805 9821 
 
In der Begründung zum Bebauungsplan beschre����������	
������
������	
����� in den 
Ziffern 5.1 bis 5.16 ausführlich die Grundlage und Anwendung der Geräuschkontingentierung 
Diese zielführende Berechnungsmethode ermittelt die erforderlichen Informationen, 
insbesondere für den Lärmschutz, für die Abwägung der öffentlichen und privaten Belange. 
Das schalltechnische Gutachten, Bericht Nr. 09002 sct gut01 170522 vom 22.05.2017 
Kohnen Berater und Ingenieure GMBH u. CO. KG liegt der Ermittlung zugrunde. 
Den berechneten Emissionskontingenten, die in den planungsrechtlichen Festsetzungen  
aufgeführt werden, stimmen wir zu. 
Wir gehen davon aus, dass die unter Ziffer 9.1 der planungsrechtlichen Festsetzungen in der 
Tabelle 5 genannten Schalldämmmaße  für die verwendeten Baumaterialien in den Lärmpegel-
bereichen entsprechend beachtet und eingehalten werden. 
Die Formulierung in den planungsrechtlichen Festsetzungen jeweils Ziffer 3 (alleTeilbereiche) 
���
�����	���dteil des Bebauungsplanes���������������
������������������� 
Bereits vorhandene Wohnungen für Betriebsleiter oder Aufsichtspersonen (Ziffer 3.1) 
sind innerhalb des Bebauungsplanes errichtet und werden entsprechend genutzt. 
Damit sind sie Bestandteil des Bebauungsplanes. 
Diese vorhandenen Wohnungen haben Bestandsschutz. 
Aus unserer Erfahrung entwickelt sich aus diesen Wohnungen letztlich ein hohes 
Konfliktpotenzial insbesondere bezüglich Lärm. 
Wir schlagen vor, die weitere Zunahme solcher Wohnungen durch eine entsprechende  
Unzulässigkeits-Formulierung zu unterbinden. 
Ebenso können die unter Ziffer 3.2 oder 3.3  genannten Einrichtungen und Nutzungen 
durch eine Unzulässigkeits-Formulierung eindeutig und klar verboten werden. 
 
Hinsichtlich Luftverunreinigungen (Staub, Geruch) gehen wir davon aus dass, falls sich  
entsprechende Betriebe ansiedeln wollen, die Anforderungen im bau- oder immissionsschutz-
rechtlichen Genehmigungsverfahren geprüft und geregelt werden. 
 
Ansonsten keine weiteren Bedenken oder Anregungen. 
 
VII. Amt für Umweltschutz 
Ansprechpartner: Herr Püschel   Telefonnummer: 0781 805 6236 
 
Aus naturschutzfachlicher Sicht bestehen zum Vorhaben keine Bedenken, wenn die im Um-
weltbericht aufgestellten internen und externen Ausgleichsmaßnahmen (Aufwertung intensiver 
Wiesen in den Rittmatten, Umwandlung von Ackerflächen, Kalkung versauerter Waldböden) 
umgesetzt werden. Der Ökobilanz wird im Ergebnis zugestimmt.  
 
Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 BNatSchG sind nicht zu befürchten, wenn die arten-
schutzrechtlich notwendigen Vermeidungs- Minimierungs- und vorgezogenen Ausgleichsmaß-
nahmen - wie in der artenschutzrechtlichen Prüfung dargestellt - vorgenommen werden. 
 
Vom zuständigen Naturschutzbeauftragten wird angeregt, bei Entschlammungsaktionen am 
Regenrückhaltebecken aufgrund der vorkommenden Libellenfauna schonend vorzugehen. 
 
Das im Kartendienst der LUBW dargestellte gesetzlich geschützte Biotop Nr. 177123172001  
�������
�������	
������ ��	t überplant und befindet sich nicht mehr an diesem Standort. 
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VIII. Amt für Wasserwirtschaft und Bodenschutz 
Ansprechpartnerin: Frau Ribar   Telefonnummer: 0781 805 9674 
 
Der mit Schreiben vom 10. August 2017 übersandte Bebauungsplanentwurf findet in dieser 
Form unsere Zustimmung. 
 
Im Einzelnen nehmen wir zu den wasserwirtschaftlichen Themen wie folgt Stellung: 
 
I. 
Abwasserentsorgung / Oberflächenentwässerung 

 
Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu o.g. Plan 
 
Wie den Antragsunterlagen zu entnehmen ist, wurde die Erschließung des Plangebietes fast 
vollständig umgesetzt. Die entwässerungstechnische Erschließung erfolgte im Trennsystem. 
Die Erschließungsplanung selbst wurde im Jahr 2001 genehmigt. Die Erlaubnis zur gedrossel-
ten Einleitung in den ��������	
	����
���	����������������	���������	������ 
 
Für das anfallende behandlungsbedürftige Niederschlagswasser aus dem Industrie- und Ge- 
werbepark wurde damals eine zentrale Regenwasserbehandlung im öffentlichen Bereich (Re-
genklärbecken) erstellt. 
 
Wir gehen davon aus, dass von Seiten des Antragsstellers die entwässerungstechnischen Be- 
lange dieses Industrie- und Gewerbeparks einschließlich der Bauwerke zur Regenwasserbehand- 
lung und Ableitung über das öffentliche Entwässerungssystem der Stadt Mahlberg-Orschweier 
����	����������	
	����
��� �	������!���	"��������
����	!����#�	��	
$�������������	������!�	� � 
hin, dass für die Stadt Mahlberg-Orschweier aktuell ein Generalentwässerungsplan erstellt wird. 
Wir empfehlen rechtzeitig für den Bereich des Industrie- und Gewerbegebietes ebenfalls eine ent- 
sprechende Aktualisierung vorzunehmen und dabei die Art und Weise der derzeitigen Regenwas- 
��	�����!$ �
�
��%&�!����'	�������$�����"	�!���(�
��
�������
�������	�� ��)��!$ �
�
����- 
���
��)������	���*���	� �
sverfahren) zu überprüfen.  
Für Fragen hierzu stehen wir gerne zur Verfügung.  
 
II. 
Hinsichtlich der Themen "Oberirdische Gewässer", "Grundwasserschutz", "Wasserversor-
gung", "Altlasten" und "Bodenschutz" sind unsererseits keine Ergänzungen/Anmerkungen 
erforderlich. 
 
Hinweis 
 
Im Übrigen verweisen wir auf das per E-+��$�,����-��.�,����	����/�"��	���!���+�	��$�����*0-
BAUUNGSPLAN" des Landratsamtes Ortenaukreis 1 Amt für Wasserwirtschaft und Bodenschutz 1 
und auf unser Schreiben vom 14. Mai 2001 (Zwischenbilanz). Der jeweils neueste Stand dieses 
Merkblattes ist im Internet unter: www.ortenaukreis.de zu finden. 
 
Wir bitten Sie, uns über die Berücksichtigung der von uns vorgebrachten Belange und das Ergeb- 
nis der Abwägung gemäß § 1 Abs. 6 BauGB zu informieren. 
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IX. Gesundheitsamt  
Ansprechpartnerin: Frau Gießler   Telefonnummer: 0781 805 9696 
 
Der Bebauungsplan Industrie- und Gewerbepark DYNA5 stellt die Zusammenführung der Be-
���������	�
��
����
�
�����
��
�����������
����������
����
�
�����
��
�����������
���������� 
Mit der Ausweisung des Planungsgebietes soll die Möglichkeit zur Ansiedlung von Industrie- 
und Gewerbebetrieben geschaffen werden. 
 
Aus Sicht des vorbeugenden Gesundheitsschutzes empfehlen wir die gesundheitlichen Beein-
trächtigungen durch Immissionen wie Lärm, Staub oder Gerüche zu vermeiden und maßgebli-
che Richt- und Grenzwerte einzuhalten. 
 


�
����
������
�������
���
��������
��
�
�����������
- ����

�
��
��� �!"#��$���
��
�
��
aus unserer Sicht, vorbehaltlich der Einhaltung festgelegter Schalldämm-Maßnahmen sowie 
Betriebsweisen keine Bedenken. In den Bereichen, in denen der Staub-Immissionwert über-
schritten wird, sollten keine Aufenthaltsbereiche für Menschen ausgewiesen werden. 
 
X. Eigenbetrieb Abfallwirtschaft 
Ansprechpartner: Herr Lehmann   Telefonnummer: 0781 805 9615 
 
Zum vorliegenden Bebauungsplan ergeben sich aus abfallwirtschaftlicher und abfuhrtechni-
scher Sicht keine grundsätzlichen Einwendungen. 
Wir verweisen auf unsere Ausführungen in unserer Stellungnahme vom 17. November 2014. 
Diese behalten weiterhin ihre Gültigkeit und sind zu beachten. 
%��	�&
�������
�����������'��
��
�(���
��
�����
�������������
��)
���
�&���
�����
���*
���+�
(���
��
�����%���
�����
������&��
��
�, 
 
Bereitstellung der Abfallbehälter / Gelbe Säcke 
Die Bereitstellung der Abfälle, die im Rahmen der kommunalen Abfallabfuhr entsorgt werden, 
muss an einer für 3-achsige Abfallsammelfahrzeuge (bis 10,30 m Länge) erreichbaren Stelle 
am Rand der öffentlichen Erschließungsstraßen erfolgen. 
 
Abfallwirtschaftssatzung 
Die speziellen Regelungen der Abfallentsorgung im Ortenaukreis enthält die Abfallwirtschafts-
satzung des Eigenbetriebs Abfallwirtschaft Ortenaukreis in der jeweils geltenden Fassung. 
 
Bei Fragen wenden Sie sich an das jeweilige Fachamt. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Stephan Manz 
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Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 
 
A  Allgemeine Angaben 
 
Bebauungsplan "Industrie- und Gewerbepark DYNA 5" des Zweckverbandes Ge-
werbepark Ettenheim/Mahlberg, Gemeinde Ettenheim und Mahlberg, Ortenaukreis 
(TK 25: 7712 Ettenheim)  
  
Anhörung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange nach § 3 Abs. 2 
BauGB  
 
Ihr Schreiben vom 10.08.2017  
 
Anhörungsfrist 02.10.2017 
 
 
B  Stellungnahme 
 
Unter Verweis auf unsere weiterhin gültige Stellungnahme vom 08.12.2014 (Az. 
2511//14-09764) sind von unserer Seite zum offengelegten Planvorhaben keine weiteren 
Hinweise oder Anregungen vorzubringen. 
 
 
 
Im Original gezeichnet 
 
Matthias Kostyra 
 


